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1. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaftlich betreffen 


VI 5 (VI 2): Sechſte Durchführungsverordnung zum 
Deviſengeſetz vom 28. Oktober 1936*) 


Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung (Dev. A 3/55477/36). 


162/36 D. St. 
Runderlaß Nr. 75/6 Ue. St. vom 4. November 1936 


Eine Vermehrung der Aufgaben der Deviſenſtellen und 
berwachungsſtellen tritt durch dieſe Durchführungsver⸗ 
ordnung nicht ein. Zur Erläuterung bemerke ich folgen⸗ 


des: 
Zu 81 


Ausländiſche Zahlungsmittel, Forderungen in aus⸗ 
ländiſcher Währung, nach dem 12. Juli 1931 erworbene 
deutſche Auslandsbonds und an einer deutſchen Börſe 
zum Handel nicht zugelaſſene ausländiſche Wertpapiere 
ſowie Gold (außer Kurs geſetzte Goldmünzen, Feingold 
und legiertes Gold, Roh- oder Halbfabrikate) unterlagen 
bisher nicht der Anbietungspflicht, ſoweit dieſe Werte 
vor dem 3. Oktober 1931 erworben worden ſind und ins⸗ 
geſamt den Gegenwert von 200 AA nicht überſtiegen 
(ogl. Sechſte Verordnung zur Durchführung der Verord- 
nung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 2. Oktober 
1931, Neichsgeſetzbl. 1 S. 533, in Verbindung mit Ar- 
tikel IT der Zehnten Verordnung zur Durchführung der 
Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 18. Fe⸗ 
bruar 1932, Reichsgeſetzbl. 1 S. 79). Dürch § 1 der 


h RZUU. S. 373 


Sechſten Durchführungsverordnung werden nunmehr von 
dieſen bisher der Anbietungspflicht nicht unterliegenden 
Werten alle ausländiſchen Zahlungsmittel leinſchließlich 
der in Kurs befindlichen ausländiſchen Goldmünzen), For⸗ 
derungen in ausländiſcher Währung und Goldbeſtände 
(außer Kurs geſetzte in⸗ und ausländiſche Goldmünzen, 
Feingold und legiertes Gold, Roh- oder als SHalbfabri- 
kate) zur Anbietung bis zum 30. November 1936 auf 
gerufen. Ausgenommen ſind ausländiſche Scheidemünzen 
bis zum Gegenwerte von 2.AA, ferner Werte der oben 
bezeichneten Art, die mit Genehmigung erworben oder 
von der Reichsbank freigegeben worden ſind. Für die 
mit Genehmigung erworbenen Werte bleibt die laufende 
Anbietungspflicht nach § 1 der Durchführungsverord⸗ 
nung unberührt, wenn die Genehmigung nachträglich un⸗ 
wirkſam geworden iſt. Von der Reichsbank freigegeben 
find nur ſolche Deviſen, von deren Ankauf die Reichs. 
bank auf Grund von 836 DevG. abgeſehen hat, weil 
ſie der Anbietungspflichtige ſelbſt für Zwecke braucht, die 
die Reichsbank (z. B. auf Grund einer Deviſenverwen⸗ 
dungsgenehmigung) als volkswirtſchaftlich gerechtfertigt 
anerkannt hat. Hat dagegen die Reichsbank den Ankauf 
angebotener Werte abgelehnt oder ſie dem Anbietungs⸗ 
pflichtigen nur vorläufig belaſſen, ſo daß der Pflichtige 
nach 83 Abſ. 2 Satz 3 der Erſten Durchführungsverord⸗ 
nung an ſich befugt geweſen wäre, eine andere Verwer⸗ 
tungsmöglichkeit zu ſuchen, ſo hat er auf Grund von 81 
der Sechſten Durchführungsverordnung dieſe Werte er- 
neut der Reichsbank anzubieten. 
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Zu 82 

Durch dieſe Vorſchrift werden Zuwiderhandlungen 
gegen Anordnungen, die bisher nach § 5 Abſ. 1 Nr. 2 
der Zweiten Durchführungsverordnung vom 24. Juli 
1935 nur mit Geldſtrafe bedroht waren, unter die ſchwe⸗ 
rere Strafdrohung des § 42 Dev®. geſtellt. Gleichzeitig 
wird durch die allgemeinere Faſſung klargeſtellt, daß durch 
dieſe Strafvorſchrift auch deviſenwirtſchaftliche Anord— 
nungen des Reichswirtſchaftsminiſters, der Reichsſtelle 
für Deviſenbewirtſchaftung und der Reichsbank geſchützt 
werden. Dagegen bleibt es, was auf Grund der bis⸗ 
herigen Vorſchrift in § 5 Abſ. 1 Nr. 2 der Zweiten 
Durchführungsverordnung zweifelhaft ſein konnte, bei 
Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen der Aber⸗ 
wachungsſtellen — auch ſoweit dieſe deviſenrechtlicher 
Natur ſind — bei den Strafvorſchriften der Verordnung 
über den Warenverkehr vom 4. September 1934. 


Zu 83 

Durch Nr. 1 wird, einem praktiſchen Bedürfnis ent⸗ 
ſprechend, die laufende Anbietungspflicht für Beträge 
in ausländiſchen Scheidemünzen im Gegenwert bis zu 
2 H,, deren Ablieferung für die Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung bedeutungslos iſt, aufgehoben. 

Durch Nr. 2 wird die laufende Anbietungspflicht auf 
die noch in Kurs befindlichen inländiſchen Goldmünzen 
über 10 und 20 Mark ausgedehnt, ſoweit ſie ein In⸗ 
länder künftig neu erwirbt. 

Die Nrn. 3, 4 und 5, die zum 15. November in Kraft 
treten, ſollen eine beſſere Überwachung der aus der deut⸗ 
ſchen Ausfuhr anfallenden Erlöſe ermöglichen. 

Durch Nr. 6 wird der bisher ſchon geltende Rechts⸗ 
zuſtand bei Zuwiderhandlungen gegen die Verpflichtung 
zur Abgabe der Exportvalutaerklärung klarer zum Aus⸗ 
druck gebracht, d. h. alle Ordnungswidrigkeiten bei der 
Abgabe von Exportvalutaerklärungen werden nur mit 
Geldſtrafe bedroht, dagegen greifen die ſchweren Straf- 
drohungen des § 42 Dev. ein, wenn die Nichtabgabe 
oder mangelhafte Abgabe der Exportvalutaerklärung zu⸗ 
gleich eine Verletzung der Anbietungspflicht enthält. Als 
Verletzung der Anbietungspflicht iſt jede Unrichtigkeit 
der Exportvalutaerklärung anzuſehen, die den Beſtand 
der Forderung als ſolchen betrifft, z. B. die Angabe eines 
falſchen Forderungsbetrages, die Angabe eines unrich⸗ 
tigen Fälligkeitszeitpunkts oder die Angabe eines fal- 
ſchen Namens in der Exportvalutoerklärung. 

Die Nrn. 7 bis 10 tragen dem Umſtand Rechnung, 
daß die Bedienſteten der Reichszollverwaltung nicht mehr 
nur bei der Durchführung des § 13 des Dev., ſondern 
überhaupt bei der Aus- und Einfuhr die für die Devifen- 
bewirtſchaftung erforderliche Hilfe leiſten und daß ſich 
die Deklarationspflicht der Reiſenden bei der Ausfuhr 
künftig auch auf Handelswaren erſtreckt. 


Zu 8 4 
Die Neufaſſung des 8 2 Abſ. 1g der Zweiten Durch⸗ 
führungsverordnung iſt durch den Erlaß des Geſetzes und 
der Verordnung über Garten- und Weinbauerzeugniſſe 
erforderlich geworden. 
Wohlthat 
(0 1729 — 1384 IT) 


§ 100 AD. 


In Abweichung von ſeiner bisherigen Rechtſprechung“) 
ſieht der erkennende Senat einen Steuerbeſcheid, der nur 
den Vermerk »vorläufig« ohne Angabe von Gründen ent: 


) S. RS. vom 4. Februar 1931 — VI A 230/31 — 
RZ Bl. 1931 S. 149 
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hält, beim Vorliegen der ſachlichen Vorausſetzungen des 
§ 100 AD. und bei ordnungsmäßiger Bekanntgabe an 
den Stpfl. (§ 91 AD.) auch dann als einen wirkſamen 
vorläufigen Steuerbeſcheid an, wenn dem Stpfl. die 
Gründe der Vorläufigkeit weder vorher bekanntgegeben 
noch aus der Sachlage erkennbar waren. 

Die Berichtigung eines vorläufig erteilten Steuer⸗ 
beſcheids durch einen endgültigen Steuerbeſcheid gemäß 
§ 225 AD. ſetzt eine darauf gerichtete Willensbildung 
des FA. und deren ordnungsmäßige Bekanntgabe an den 
Stpfl. voraus. Ein vorläufig erteilter Steuerbeſcheid 
wird daher nicht dadurch endgültig, daß bei einer vom 
FA. aus anderem Anlaß durchgeführten Berichtigung 
dieſes vorläufigen Steuerbeſcheids in die Ausfertigung 
des berichtigten Beſcheids der Zuſatz »borläufig« ver⸗ 
ſehentlich nicht aufgenommen wird. 

Urteil des Reichsfinanzhofs vom 27. Mai 1936, 
VIA 156/35; RF. 39, 316 (Kartei AO. 1931 
$ 100 R. 20 u. 21) 
S 1260 — 567 II 


$ 202 A8. 


Der Grundſatz, daß das F A. eine durch Zahlung eines 
Geldbetrages zu leiſtende Sicherheit nicht durch An⸗ 
drohung einer Strafe erzwingen kann (RF H. 36, 279 
= Kartei AO. 1931 Allg. N. 5), findet auch Anwendung, 
wenn dem Steuerpflichtigen anheimgeſtellt wird, auf 
andere Weiſe als durch Geldzahlung Sicherheit zu leiſten, 
aber aus den Akten nicht entnommen werden kann, daß 
der Steuerpflichtige in der Lage iſt, auf andere Weiſe 
als durch Geldzahlung Sicherheit zu leiſten. 

Urteil des Reichsfinanzhofs vom 14. März 1935, 
VA 466/34, 64/35 (Kartei AO. 1931 $ 202 
Allg. R. 9) 
S 1260 — 567 II 


§ 245 AO., § 1 StAnpG. Die Rechtsmittelfriſt iſt ge⸗ 

wahrt, wenn die Rechtsmittelſchrift bis zum Ablauf des 

letzten Tags der Friſt in den Briefkaſten des Finanzamts 
eingeworfen worden iſt. 


Urteil des Reichsſinanzhofs vom 30. September 1936, 
VIA 762, 763/36 


Aus den Gründen: 


Das FG. hat die Berufungen als unzuläſſig verworfen. 
Der Einſpruchsbeſcheid war am 21. März 1936 zugeſtellt 
worden. Die Berufungſchriften vom 21. April 1936 ſind 
beim FA. nach dem Eingangſtempel erſt am 22. April 
1936 eingegangen. Der Beſchwerdeführer hat behauptet, 
er habe die Berufungſchriften am 21. April 1936 vor 
Mitternacht in den Briefkaſten des FA. eingeworfen. Das 
FG. hat die Berufung für verſpätet erachtet, weil nach 
der Rechtſprechung — vgl. U. v. 27. Juni 1928 (Bd. 24 
S. 31, RStBl. 1928 S. 359) — die Rechtsmittelfriſt mit 
dem amtlichen Büroſchluß der Behörde abliefe; was 
nach Büroſchluß in den Briefkaſten des FA. geworfen 
werde, gelte als Einlauf des nächſten Tags. 

Die Nechtsbeſchwerden der Steuerpflichtigen find 
begründet. 

Der erkennende Senat hält bei nochmaliger Prüfung 
an der bisherigen Nechtſprechung, daß Schreiben, die am 
letzten Tag der Friſt nach Dienſtſchluß in den Briefkasten 
des FA. eingeworfen werden, erſt als am nächſten Tag 
eingegangen anzuſehen find, nicht feſt. Wenn dem Steuer- 
pflichtigen im Veranlagungsbeſcheid eröffnet wird, er 
könne bis zu einem beſtimmten Tag eine Erklärung ab⸗ 
geben, ſo kann er nicht darauf verwieſen werden, daß das 
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nur bis zum Büroſchluß des FU. an dieſem Tag gelte. Es 
kommt darauf an, wann das Schreiben in den Gewahrſam 
des FU. gelangt. Die Volksanſchauung geht aber davon 
aus, daß das Schreiben mit dem Einwurf in den Brief⸗ 
kaſten des FA., über den nur das FA. die Verfügung hat, 
in den Gewahrſam des FA. gelangt. 

Die Steuerpflichtigen kennen vielfach die Dienſtſtunden 
des FA. nicht, da fie nur daran intereſſiert find, in wel⸗ 
cher Zeit die Steuerpflichtigen vom FA. abgefertigt wer⸗ 
den. Häufig ſind die Dienſtſtunden für die Steuerpflich⸗ 
tigen gar nicht ohne weiteres erſichtlich. In Großſtädten 
iſt es oft zweifelhaft, ob durchgehende oder geteilte Arbeits. 
zeit bei den Behörden beſteht. Danach wäre Büroſchluß 
um 16 Uhr oder um 19 Uhr. Das zu wiſſen, kann man 
aber nicht jedem Steuerpflichtigen ohne weiteres zumuten. 

Auch eine Reihe von FAe. geht, wie dem Senat bekannt 
iſt, jetzt ſchon von ähnlichen Erwägungen aus, indem ſie 
alle Eingänge, die bei der erſten Leerung des Briefkaſtens 
des FA. entnommen werden, mit dem Eingangſtempel 
des vorhergehenden Tags verſehen. Es wird angebracht 
fein, daß die FAe. das allgemein durchführen, da ſonſt 
nicht feſtgeſtellt werden könnte, ob die mit dem Eingang 
ſtempel eines beſtimmten Tags verſehenen Schreiben nicht 
ſchon am vorhergehenden Tag eingegangen ſind, auch wenn 
ſie erſt bei der zweiten oder einer ſpäteren Leerung des 
Briefkaſtens herausgenommen worden ſind. 

Die Urteile des FG. müſſen deshalb aufgehoben und 
die Sachen an das FG. zwecks ſachlicher Prüfung zurück⸗ 
verwieſen werden. 


S 1260 — 567 II 


88 248, 445 AO. Bleibt der mit einer Unterwerfungs⸗ 
verhandlung ſachlich verbundene Rechtsmittelverzicht wird 
ſam, wenn die Unterwerfungsverhandlung nicht 
genehmigt wird 


Reichsfinanzbof vom 16. September 1936, 
VIA 662/36 


Der Beſchwerdeführer ift im Lauf eines gegen ihn ein 
geleiteten Steuerſtrafperfahrens im Weg der Berichtigungs⸗ 
veranlagung zur Einkommenſteuer für die Jahre 1925 bis 
1933, zur Vermögenſteuer für die Jahre 1928 bis 1934 und 
zur Umſatzſteuer 1925 bis 1929 veranlagt worden. Den Be⸗ 
richtigungsveranlagungen ging eine Beſprechung voraus, die 
der damalige Bevollmächtigte des Beſchwerdeführers, der Wirt⸗ 
ſchaftsprüfer A., am 19. November 1935 mit dem Vorſteher 
und zwei Beamten des FA über die Steuerangelegenheiten des 
Beſchwerdeführers hatte. Hierbei wurden dem Bevollmächtigten 
des Beſchwerdeführers die Steuermerkmale und die ſich danach 
ergebenden Steuern der Berichtigungsveranlagungen mitgeteilt. 
Oer Bevollmächtigte nahm ſie zur Kenntnis, erklärte ſich damit 
einverſtanden, daß die bisher ergangenen Skeuerbeſcheide gemäß 
8 94 Ad abgeändert wurden, verzichtete auf die Einlegung von 
Rechtsmitteln gegen dieſe Berichtigungen und unterwarf ſich 
der gegen den Beſchwerdeführer zu verhängenden Geldſtrafe von 
insgeſamt 15 000 . Streitig iſt zunächſt nur, ob die 
Nechtsmittelverzichtserklärung des Bevollmächtigten rechtswirk⸗ 
ſam iſt, ſo daß die trotzdem eingelegten Rechtsmittel als 
unzuläſſig zu verwerfen wären. Das FA hat in dieſem Sinn 
entſchieden. Das 56 hat die Berufung zurückgewieſen. 

Die Nechtsbeſchwerde des Steuerpflichtigen iſt 
begründet. 

Der Bevollmächtigte des Beſchwerdeführers hatte am 
19. November 1935 an Mehrſteuern einen Betrag von 
etwa 16 000 / anerkannt und hatte ſich zugleich für 
den Beſchwerdeführer einer Strafe in Höhe von 
15 000 l unterworfen. Dieſe Strafe betraf in Höhe 
von 13 000 A die Einkommen⸗ und Umſatzſteuerhinter⸗ 
ziehungen und in Höhe von 2 000 AM das Vergehen 
gegen § 15 der II. StAmn BO in der Faſſung des § 25 
StAnpG 1934. In dem Verfahren gegen den Beſchwerde⸗ 
führer hatte von vornherein die Frage die Hauptrolle ge- 
ſpielt, ob § 15 Abſ. 1 der II. Stumn Vo anzuwenden 


oder ob nach Abſ. 4 mildernde Umſtände anzunehmen 
wären. Das FU hatte zunächſt den Standpunkt vertreten, 
mildernde Umſtände kämen nicht in Betracht. Da in 
dieſem Fall Gefängnisſtrafe nicht unter 3 Monaten zu 
erwarten war, richtete ſich das Hauptbeſtreben des Be⸗ 
ſchwerdeführers darauf, zum mindeſten die Anwendung 
mildernder Umſtände zu erreichen. Vielleicht in der 
Hauptſache hierdurch beſtimmt, beauftragte der Be⸗ 
ſchwerdeführer den Wirtſchaftsprüfer A. mit ſeiner Ver⸗ 
tretung. Es iſt dann auch in der letzten Verhandlung 
vor dem Finanzamtsleiter, die A. wahrgenommen hat, 
erreicht worden, daß der Finanzamtsleiter mildernde Um⸗ 
ſtände angenommen und eine im Weg der Unterwerfungs⸗ 
verhandlung feſtzuſetzende Strafe von 2 000 , aus 
8 15 der II. StUmn Vo für angemeſſen erachtet hat. In 
dieſem Punkt iſt die Außerung des Steuerinſpektors B. 
v. 2. April 1936 beſonders bezeichnend. B. erklärt, 
A. hätte noch verſchiedene Ausführungen perſönlicher Art 
über den Beſchwerdeführer gemacht; hierauf wäre der 
Finanzamtsleiter der Anſicht geweſen, daß dem Be⸗ 
ſchwerdeführer hiernach mildernde Umſtände zuzubilligen 
feien und die Beſtrafung durch Unterwerfung erfolgen 
könne. Hiernach muß als feſtſtehend angenommen werden, 
daß die Unterwerfungsverhandlung und die Verzichts 
erklärung auf die Nechtsmitteleinlegung in der Haupt⸗ 
ſache darauf beruhte, daß das FA von feinem urſprüng⸗ 
lichen Standpunkt, daß mildernde Umſtände nicht vor⸗ 
lägen, abgegangen iſt. 


Das LF A hat die Genehmigung der Anterwerfungs⸗ 
verhandlung abgelehnt, womit die Unterwerfungsverhand⸗ 
lung ihre Wirkſamkeit verloren hat. Nach dem Beſcheid 
des L A beſteht auch die Möglichkeit, daß die Beſtrafung 
nach § 15 Abſ. 1 der II. St Amn Vo ohne Annahme mil- 
dernder Umſtände durchgeführt wird oder aber daß ſie 
ganz entfällt. Nachdem die Unterwerfungsverhandlung 
ihre Rechtswirkſamkeit verloren hat, kann das U. des 
NTS v. 25. März 1936, NStBl. 1936 S. 406, nicht 
mehr dafür angeführt werden, daß hier der Nechtsmittel⸗ 
verzicht wirkſam wäre. Der Rs geht bei dieſem Urteil 
davon aus, daß durch die Unterwerfungsverhandlung der 
ganze Fall endgültig erledigt iſt, daß Rechtsmittelverzicht 
und Unterwerfung eine einheitliche Handlung ſind und 
daß bei dieſer einheitlichen Handlung die Unterwerfung 
unter die Strafe im Vordergrund ſteht. Er hat ange⸗ 
nommen, daß wegen der Einheit von Rechtsmittelverzicht 
und Unterwerfung der Rechtsmittelverzicht nicht mit der 
Begründung angefochten werden könne, daß er unter dem 
Druck etwaiger Beſtrafung abgegeben ſei, da die Unter⸗ 
werfungsverhandlung ſelbſtverſtändlich unter dem Druck 
der Beſtrafung zuſtande käme, alſo dieſen Druck vor- 
ausſetze. 


Wenn aber die Unterwerfungsverhandlung nicht wirk⸗ 
ſam iſt, ſo kann auch dem Rechtsmittelverzicht nicht Wirk⸗ 
ſamkeit zugeſprochen werden, weil er mit der Anter⸗ 
werfung im engen Zuſammenhang ſtünde. Hierfür wird 
insbeſondere folgendes Beiſpiel ſprechen: X. hat, um einer 
Gefängnisſtrafe zu entgehen, ſich einer Geldſtrafe unter- 
worfen und auf Rechtsmittel gegen die Steuerfeſtſetzung 
verzichtet. Aus Angſt vor der Gefängnisſtrafe hatte er 
die viel zu hohe Steuerforderung nicht beanſtandet. Die 
Unterwerfungsverhandlung wird aber nicht genehmigt, 
der Steuerpflichtige vielmehr zu 6 Monaten Gefängnis 
verurteilt. Hier wäre es ungerecht, den Steuerpflichtigen 
bei dem Nechtsmittelverzicht feſtzuhalten, den er nur 
zwecks Abwendung der Gefängnisſtrafe erklärt hat. 


Es wird deshalb nach der Rechtſprechung des RH 
darauf ankommen, ob der Pechtsmittelverzicht deshalb 
unwirkſam ift, weil damit zu rechnen iſt, daß der Steuer. 
pflichtige nur in der Erwartung verzichtet hat, das FA 
werde für den Fall des Verzichts von der Einleitung eines 
Strafverfahrens abſehen oder aber die Sache milder er⸗ 
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ledigen. Das liegt hier vor. Für den Beſchwerdeführer 
ſpielte bei dem ganzen Verfahren bis zur Unterwerfungs⸗ 
verhandlung offenſichtlich der Steuerbetrag eine verhält. 
nismäßig nebenſächliche Rolle. Für ihn war es die 
Hauptfrage, ob er nach § 15 der II. StAmn BO etwa 
mit Gefängnis beſtraft würde oder mildernde Umſtände 
zugebilligt erhielte. Es iſt anzunehmen, daß er, um dieſe 
Zubilligung zu erhalten, auch den Rechtsmittelverzicht 
auf die Steuerfeſtſetzung ausgeſprochen hat, weil ſonſt 
das Anterwerfungsverfahren nicht zuſtande gekommen 
wäre. Deshalb kann der Rechtsmittelverzicht nicht für 
wirkſam erachtet werden. 

Das Urteil des F muß aufgehoben und die Sache 
zurüdverwiefen werden, damit nunmehr das FG die Be⸗ 
richtigungsveranlagungen ſachlich prüft. 
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§ 257 AO. Rechtliches Gehör 
Urteil des Reichsfinanzhofs vom 7. Oktober 1936, 
IV A 85/36 


Aus den Gründen: 

Die Beſchwerdeführerin rügt u. a., daß ihr das erfor⸗ 
derliche rechtliche Gehör nicht gewährt worden ſei. Un- 
richtig iſt zwar ihre Behauptung, fie habe zu den Sach⸗ 
verſtändigengutachten keine Stellung nehmen können, weil 
die Vorinſtanz ihre ſchriftlich gegebene Zuſage, ſie vor 
dem Erlaß der Entſcheidung nochmals zu hören, nicht 
eingehalten habe; denn eine ſolche Zuſage iſt nach den 
Akten nicht gegeben worden. Auch liegt keine Verweige⸗ 
rung des rechtlichen Gehörs darin, daß die Vorinſtanz 
dem Antrag der Beſchwerdeführerin, die vom Haupt⸗ 
zollamt vernommenen Sachverſtändigen nochmals in ihrem 
Beiſein zu hören, nicht entſprochen hat, da es nach 
§ 257 20. nicht erforderlich iſt, Auskunftperſonen und 
Sachverſtändige im Beiſein der Beteiligten zu hören. 
Die Vorinſtanz hat aber von den Auskünften und Gut⸗ 
achten, auf denen ihre Feſtſtellung beruht, daß die aus⸗ 
geführten Maſchinen den weſentlichen Teil einer Armin- 
ſterteppichfabrikation bildeten, vor dem Erlaß der An⸗ 
fechtungsentſcheidung nur den Inhalt des Gutachtens der 
Wirtſchaftsgruppe Maſchinenbau v. 5. September 1935 
bekanntgegeben, während ſie der Beſchwerdeführerin die 
übrigen Auskünfte und Gutachten erſt nach der Einlegung 
der Rechtsbeſchwerde mitgeteilt hat. Infolgedeſſen hat 
die Vorinſtanz die Einwände, welche die Beſchwerde⸗ 
führerin in ihrem Schriftſatz v. 24. März 1936 gegen 
dieſe Auskünfte und Gutachten erhebt, nicht prüfen 
können. Der Verfahrensmangel iſt durch die Ausfüh⸗ 
rungen in dieſem Schriftſatz als gerügt anzuſehen. Er 
iſt auch weſentlich, da die Vorentſcheidung auf den im 
Anfechtungsverfahren nicht mitgeteilten Gutachten und 
Auskünften mitberuht. Deshalb iſt ſie aufzuheben. 
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§ 396 AD. Steuerhinterziehung kann auch im Beitrei⸗ 
bungsverfahren, insbeſondere durch Erſchleichen der Frei⸗ 
gabe von Pfandſtücken und Hinauszögerung der Beitrei⸗ 
bung begangen werden. 
Urteil des Reichsgerichts, 2. Strafſenat 
vom 19. Oktober 1936 — 2 D 380/36 
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$ 419 AO. Für die Unterbrechung der Verjährung 
kommt es nicht darauf an, daß die Einleitung der Unter- 
ſuchung gemäß § 441 Abſ. 2 AO. aktenkundig gemacht 
worden iſt. Ausſchlaggebend iſt, ob eine Unterſuchung 
tatſächlich eingeleitet worden iſt. 
Urteil des Reichsgerichts, 1. Straffenat 
vom 14. Juli 1936 — 1 D 378/35; 
(Kartei AO. 1931 8419 R. 6) 


Aus den Gründen: 

Ohne Rechtsirrtum iſt feſtgeſtellt, daß der Angeklagte 
ſich der Verkürzung von Einnahmen des Reichs aus dem 
Branntweinmonopol in zwei Fällen durch je eine fort⸗ 
geſetzte Handlung ſchuldig gemacht hat und daß die erſte 
fortgeſetzte Handlung die Zeit vom Auguſt 1924 über eine 
vorübergehende Betriebspauſe (Oktober bis Dezember 
1924) hinweg bis Ende Juli 1925 und die zweite fort- 
geſetzte Handlung die Zeit vom Auguſt 1926 bis zum 
30. November 1928 umfaßt. 

Dabei entſtand die Frage, ob die Strafverfol- 
gung verjährt ſei. Das LG. hat dieſe Frage geprüft 
und in vollem Umfang verneint. Im Ergebnis iſt die 
Entſcheidung zutreffend. Das Reviſionsgericht iſt, da 
Verjährung ein Verfahrenshindernis ſchafft, bei ſeiner 
Beurteilung dieſer Frage nicht auf die vom LG. getroffe⸗ 
nen Feſtſtellungen über Unterbrechungen der Verjährung 
beſchränkt, ſondern in der Lage, ſolche Unterbrechungen 
auch ſelbſt feſtzuſtellen. Auf dieſer Grundlage ergibt 
ſich, daß die fünfjährige Verjährungsfriſt mit Bezug 
auf beide ſtrafbare Handlungen des Bf. rechtzeitig unter- 
brochen worden iſt. 

Schon das LG. verweiſt nämlich darauf, daß Ende 
September 1929 eine Unterfuhung gegen den Bf. ein- 
geleitet worden ift und die Verjährung der Strafver⸗ 
folgung der erſten Tat des Angeklagten, begangen 
1924/25, unterbrochen hat. Die Einleitung der Unter- 
ſuchung lag in den Anterſuchungshandlungen des Haupt⸗ 
zollamts K. vom Jahre 1929, die in ſchriftlichen An⸗ 
fragen zur Unterſuchung des ſtrafbaren Sachverhalts 
beſtanden. Dieſe Schreiben des HA. bezeichneten ſich 
ſelbſt als Ermittlungen in der »Strafunterſuchungsſache 
gegen die Branntweinbrennerei C. in L. «. Sie brachten 
durch dieſe Bezeichnung zum deutlichen Ausdruck, daß 
eine Unterſuchung im Strafverfahren eröffnet worden 
war und waren daher zweifelsfrei nach § 147 
BranntmMonGef. in Verbindung mit § 419 Abſ. 2 A0. 
geeignet, eine laufende Verjährungsfriſt gegenüber dem 
verantwortlichen Betriebsführer der Brennerei — das 
war der Bf. bis Ende November 1928 — wegen der⸗ 
jenigen Zuwiderhandlungen gegen das BranntwMonceſ. 
zu unterbrechen, die zu ermitteln das HZA. ſchon damals 
einen beſonderen Anlaß hatte, weil beſondere Verdachts⸗ 
gründe mit Bezug auf beſtimmte Zuwiderhandlungen 
beſtimmter Täter bekanntgeworden waren. Solche Ver⸗ 
dachtsgründe lagen dem HSA. ſchon damals ſowohl für 
die erſte als auch für die zweite Straftat des Bf. vor. 
Daher war er ſchon am 7. September 1929 durch Zoll- 
fahndungsbeamte verantwortlich über den Vorwurf ver⸗ 
nommen worden, unerlaubt Branntwein mit Hilfe der 
beſonderen Einrichtung eines undicht gemachten Auslauf⸗ 
hahnes des Sammelgefäßes entnommen zu haben. Außer⸗ 
dem hatte ſchon am 18. September 1929 vor denſelben 
Zollfahndungsbeamten der Brennereibeſitzer L. die Aus⸗ 
ſage gemacht, die den Verdacht der Entnahme von Brannt- 
wein mittels des Auslaufhahnes ſehr verſtärkte. Ferner 
hatte ſich die erwähnte Vernehmung vom 7. September 
1929 auch ſchon auf die Beſchuldigung erſtreckt, ſeit dem 
Sommer 1926 mittels der neuen Brennereieinrichtung 
(Lutter⸗Kolonne) heimlich Branntwein hergeſtellt und ent- 
nommen zu haben. Ob die Einleitung einer Unterſuchung 
im Steuerverfahren gemäß § 441 Abſ. 2 (früher § 406 
Abſ. 2) AD. durch einen beſonderen Aktenvermerk 
aktenkundig gemacht war oder nicht, iſt für die Frage 
der Unterſuchung der Verjährung nicht ausſchlaggebend 
(R6St. 68, 99, 105, auch 46, 249, 250). Die Unter- 
ſuchungshandlungen des HZA. vom Ende September 1929 
unterbrachen alſo den Verlauf der Verjährung mit Bezug 
auf beide Straftaten des Angeklagten, und ehe ſich 
dann eine neue Verjährung vollenden konnte, übergab 
das HSA. durch ſeine eingehenden Darlegungen den 
Bf. und die Mitangeklagten zur Strafverfolgung an die 
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Staatsanwaltſchaft und unterbrach dadurch die Verjäh⸗ 
rung mit Bezug auf beide Straftaten von neuem. 
Unter dieſen Umſtänden kommt es auf die Ermittlungen 
der Zollfahndungsſtelle vom Jahre 1933 nicht an. 
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8 8 StAnpG. Steueranſprüche, die fi} gegen den Nachlaß 

richten, ſind, wenn Nachlaßverwaltung angeordnet worden 

iſt, gegen den Nachlaßverwalter geltend zu machen. Die 

Erben können perſönlich nur inſoweit in Anſpruch genom⸗ 

men werden, als fie für die Nachlaßverbindlichkeiten unbe⸗ 
ſchränkt haften. 


Urteil des Reichsſinanzhofs vom 7. Oktober 1936, 
IV A 4/36 


Aus den Gründen: 


Zutreffend iſt die Anſicht der Vorinſtanz, daß für den 
Branntwein, der in die Betriebſtätte in M. gebracht 
worden iſt, die Branntweinzuſchlagſteuerſchuld nach 
§ 159 h des Branntweinmonopolgeſetzes entſtanden ilt. 
Die Steuer wäre zu entrichten geweſen von dem Be⸗ 
ſchwerdeführer zu 1 und dem verſtorbenen A. (alt) als 
Geſellſchaftern der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, die 
urſprünglich unter der Bezeichnung »B. Brennerei und 
Deſtillerie A. & C.« betrieben wurde. 

Die Höhe der geforderten Zuſchlagſteuer ift richtig be⸗ 
rechnet; jedoch find Verzugzinſen für die im Jahr 1934 
fällig gewordenen Steuerbeträge nur für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1934 zu zahlen. Mit dieſer Maßgabe iſt 
daher die Rechtsbeſchwerde des Beſchwerdeführers zu 1 
als unbegründet zurückzuweiſen. 

An Stelle des verſtorbenen A. lalt) iſt durch den Steuer⸗ 
beſcheid die Branntweinzuſchlagſteuer von deſſen Erben, 
der Beſchwerdeführerin zu 2 und A. (jung), abgefordert 
worden. A. (jung) iſt nach Einlegung der Anſechtung 
geſtorben. Daraus hat die Vorinſtanz gefolgert, daß 


»nunmehr der Mitinhaber des Betriebs, C. in M., außer⸗ 
dem aber nach § 8 Abſ. 1 StAnp® die nunmehr alleinige 
Erbin des A. (alt), Frau D. geb. A. in N. «, Steuerſchuld⸗ 
ner ſeien. Nach den vom Senat beigezogenen Nachlaßakten 
des Amtsgerichts M. ſind aber die Erben des A. (jung), 
die Beſchwerdeführerin zu 2 und drei weitere Geſchwiſter 
bzw. Geſchwiſterſtämme, ſo daß zu der Zeit, als die Vor⸗ 
entſcheidung erging, die Beſchwerdeführerin zu 2 nicht 
allein am Nachlaß des A. (alt) erbberechtigt war. Es iſt 
deshalb zweifelhaft, ob die Vorinſtanz wirklich nur die 
Beſchwerdeführerin zu 2 neben dem Beſchwerdeführer zu 1 
in Anſpruch nehmen wollte. Auf Grund dieſes wegen 
unzulänglicher Klärung des Sachverhalts entſtandenen 
Irrtums der Vorinſtanz über die am Nachlaß des A. (alt) 
erbberechtigten Perſonen wird die Vorentſcheidung, ſo⸗ 
weit ſie nicht den Beſchwerdeführer zu 1 betrifft, aufge⸗ 
hoben. Inſoweit wird die Sache an die Vorinſtanz zu⸗ 
rüdverwieſen. Außerdem wird ihr die Entſcheidung über 
die Koſten hinſichtlich beider Rechtsbeſchwerden und die 
Feſtſtellung des Streitwerts übertragen. 


Bei ihrer künftigen Entſcheidung hat die Vorinſtanz 
nunmehr auch die ihr früher unbekannt gebliebene und 
erſt im Rechtsbeſchwerdeverfahren von der Beſchwerde⸗ 
führerin zu 2 vorgebrachte Tatſache zu berückſichtigen, 
daß — wie vom Senat aus den Akten des Amtsgerichts M. 
feſtgeſtellt worden iſt — bereits im Juli 1935 über den 
Nachlaß des A. (alt) die Nachlaßverwaltung angeordnet 
worden iſt. Die Anordnung der Nachlaßverwaltung hat 
aber zur Folge, daß Anſprüche, zu deren Begleichung der 
Nachlaß dienen ſoll, gegen den Nachlaßverwalter geltend 
zu machen find (vgl. § 1984 Abſ. 1 Satz 3 BGB.) und 
die Erben perſönlich nur inſoweit in Anſpruch genommen 
werden können, als ſie für die Nachlaßverbindlichkeiten 
unbeſchränkt haften (vgl. § 8 Abſ. 2 StUnp®. und z. B. 
88 1994 Abſ. 1 Satz 2, 2005, 2006 Abſ. 3 BGB.). 
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II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


§ 92 VG. Wer im Reiſeverkehr die Frage des Zoll⸗ 
beamten nach zollbaren Gegenſtänden verneint, wird für 
die zollbaren Gegenſtände, die er mit ſich führt, auch dann 
Zollſchuldner, wenn bei Erfüllung beſtimmter Voraus⸗ 
ſetzungen Zollfreiheit gegeben wäre. 
Urteil des Reichsfinanzhofs vom 19 Mai 1936, 
IV A 21/86; (Kartei B36. § 92 R. 2) 


Aus den Gründen: 


Am 26. April 1935 geſtellte der Bf., der mit feiner 
Frau und ſeiner Tochter von der Hochzeit ſeines Sohnes 
in Luxemburg zurückkehrte, bei dem Zollamt W. feinen 
Kraftwagen und mit anderen Gegenſtänden in dieſem 
verladene drei Koffer. Nachdem er die allgemeine 
Frage des Zollabfertigungsbeamten nach zollbaren und 
verbotenen Gegenſtänden verneint hatte, gab er auf deſſen 
beſondere Frage nach dem Inhalt der drei Koffer 
dieſen als »getragene Kleider und Wäſche« an. 

Die Zollbeſchau der drei Koffer ergab neben gebrauch⸗ 
ten Kleidern und getragener Leibwäſche die im Steuer⸗ 
beſcheid aufgeführten Bettücher, Handtücher, Tiſchdecken 
und Mundtücher. Dieſe Gegenſtände wurden wegen 
Schmuggelverdachts durch das Zollamt beſchlagnahmt. 
In ſeiner Vernehmung vor dem genannten Zollamt be⸗ 
zeichnete ſie der Bf. als Teil der Ausſtattung ſeiner 
Schwiegertochter. Der Steuerbeſcheid forderte für ſie von 
dem Bf. 51,60 AM Zoll und 3 AM Umſatzausgleich⸗ 
ſteuer. 

Die Anfechtung des Bf. gegen dieſen Steuerbeſcheid 
mit der Begründung, die genannte Wäſche ſei Aus⸗ 


ſtattungsgut feiner Schwiegertochter, iſt auf feine Koſten 
als unbegründet zurückgewieſen worden, weil die Gegen⸗ 
ſtände nicht ordnungsmäßig angemeldet worden ſeien, der 
Bf. vielmehr den wahren Inhalt des Reiſegepäcks zu ver- 
heimlichen geſucht und dadurch darüber ſo verfügt habe, 
als wäre es im freien Verkehr. 


Die Nechtsbeſchwerde nimmt Bezug auf die Angaben 
der Anfechtungsbegründung, bezeichnet die Wäſche 
wiederum als Ausſtattungsgut und ergeht ſich im übrigen 
in tatſächlichen Angaben. 


Der Bf. war Warenführer und damit im Sinn von 
§ 13 WZollG. Inhaber auch der drei Koffer und ihres 
Inhalts. Er iſt Schuldner der für ſie geſetzmäßig vor⸗ 
geſehenen Eingangsabgaben, wenn er über die Waren, die 
zollamtlich nicht abgefordert worden ſind, erſtmalig vor⸗ 
ſchriftswidrig ſo verfügt hat, als wären ſie im freien 
Verkehr (§ 3 Abſ. 5 Ziff. 4 Teil a StAnpG.). Der Bf. 
hat als Reiſender die Frage des Zollabfertigungsbeamten 
an ihn nach zollpflichtigen Gegenſtänden verneint ($ 92 
Abſ. 1 Woll. ), während die Zollbeſchau der drei Koffer 
die in dem Zollbeſcheid genannten Bettücher, Handtücher, 
Tiſchdecken und Mundtücher ergeben hat, die nicht zollfrei 
waren. 


Daß die bezeichnete Wäſche zur Ausſtattung ſeiner 
Schwiegertochter gehörte, die nach 86 Abſ. 1 Ziff. 4 
Abf. 2 Satz 1 Zoll Tar. nach Erfüllung der dafür vor⸗ 
geſehenen Vorausſetzungen auf beſondere Erlaubnis hätte 
zollfrei gelaſſen werden konnen, hat der Bf. erſt bei ſeiner 
Vernehmung nach der Beſchau angegeben. 
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Der Bf. hat durch die Verneinung der Frage nach 


zollpflichtigen Gegenſtänden erſtmalig vorſchriftwidrig 
über die bezeichnete Wäſche fo verfügt, als ſtände ſie im 
freien Verkehr. Dadurch iſt die Abgabenſchuld für dieſe 
in feiner Perſon entſtanden (vgl. 8 3 Abſ. 5 Ziff. 4 Teil a 
St AnpG. v. 16. 10. 34), er iſt zu Recht für die zu- 
treffend berechneten Abgaben herangezogen worden. 
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$124a 336. Ein Hühnerſtall, der offenbar zu dem 
Zweck in der Nähe der holländiſchen Grenze im Inland 
errichtet worden iſt, um die darin untergebrachten Hühner 
täglich auf einem jenſeits der Grenze gelegenen Futter⸗ 
platz mit in Holland gekauftem Mais zu füttern, iſt auf 

Verlangen des Hauptzollamts zu beſeitigen. 
Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat 


vom 9. September 1936 — IV A 94/36 U 
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IV. Kraftfahrzeugverkehr leinſchl. Kraftfahrzeugſteuer), 
Beförderungſteuer, Urkundenſteuer 


Arkundenſteuer 


Die Befreiungsvorſchrift der Tarifſt. 19 Abſ. 7a Preuß. 
Stempel StG. bzw. des § 27 Abſ. 6 Ziff. 1 UrkStG. gilt 
auch für Untervollmachten eines Rechtsanwalts. 


Reichsfinanzhof vom 30. Oktober 1936, 
IIA 82/36 8 


Aus den Gründen: 


In der Vollmacht vom 6. April 1935 bevollmächtigt 
der Beſchwerdeführer alle am Amts. und Landgericht B. 
zugelaſſenen Rechtsanwälte, ihn in Rechtsſtreitigkeiten, 
die er als Prozeßbevollmächtigter bei dem Amts- und 
Landgericht B. führe, zu vertreten, insbeſondere für ihn 


in den Terminen aufzutreten. 


Die Vorinſtanz hat, da bei Ausſtellung der Vollmacht 
beim Amts. und Landgericht B. 78 Rechtsanwälte zuge⸗ 
laſſen waren, 77 mal 1,50 = 115,50 AA Vollmacht 
ſtempel gefordert. 

Die wegen der grundſätzlichen Bedeutung der Streit⸗ 
ſache zugelaſſene Rechtsbeſchwerde mußte zur Aufhebung 
der angefochtenen Entſcheidung führen. 

Die Vollmacht iſt (vgl. das Urteil des Reichsgerichts 
vom 22. April 1932, VII 424/31, abgedruckt in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1932 S. 2155) eine Anter⸗ 
vollmacht. Denn der Beſchwerdeführer erteilt die Voll⸗ 
macht nicht im Namen der Auftraggeber, ſondern beſtellt 
in feiner Eigenschaft als Prozeßbevollmächtigter im 
eigenen Namen ſich ſelbſt einen Bevollmächtigten. Es iſt 
alſo nicht eine unmittelbare Vollmacht zur Vornahme von 
Geſchaften rechtlicher Natur für die Hauptvollmachtgeber 


im Sinne der TSt. 19 Abſ. 1 des Preuß. Stempel StG. 
Weil die Unterfcheidung zwiſchen Haupt- und Untervoll- 
machten oft rechtliche Schwierigkeiten bereitete, ſind durch 
das Abänderungsgeſetz vom 23. Mai 1933 (Preuß. GS. 
S. 186) beide durch Einfügung der Worte »einſchließlich 
Antervollmachten« in Tarifnr. 19 Abf. 1 ſteuerlich 
gleichgeſtellt worden. Aus dieſer Gleichſtellung folgt dann 
aber weiter, daß die Befreiungsvorſchrift des Abſ. 72 
der Tarifnr. 19 des Preuß. Stempel StG., obwohl in 
ihr nur von »Vollmachten« geſprochen wird, auch auf 
Untervollmachten Anwendung findet. Nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift ſind befreit Vollmachten in allen durch die Straf⸗ 
und Zivilprozeßordnung geregelten Angelegenheiten. Die 
in Rede ſtehende Vollmacht iſt eine ſolche, da ſie zur 
Vertretung in den bei dem Amts- und Landgericht B. zu 
führenden Rechtsſtreitigkeiten bevollmächtigt. Daß fie ſich, 
wie die Vorinſtanz annimmt, auf einen beſtimmten 
Rechtsſtreit beziehen müſſe, iſt bei der allgemeinen, den 
Ausdruck »Prozeßvollmachten« der Tarifnr. 73 Abſ. 7 
des Preuß. Stempel StG. in der Faſſung vom 16. März 
1924 (Preuß. GS. S. 139) vermeidenden FJaſſung der Be⸗ 
freiungsvorſchrift nicht erforderlich. Auch daß bei Aus⸗ 
ſtellung der Antervollmacht die Hauptvollmachten zum 
Teil noch nicht vorlagen, ſteht ihrer Ausſtellung für die 
künftigen Fälle und bei der ſteuerlichen Gleichſtellung 
beider Vollmachten der Stempelfreiheit der Untervoll- 
macht nicht entgegen. Dieſe Grundſätze gelten, wie noch 
bemerkt wird, auch für Untervollmachten dieſer Art, die 
unter der Herrſchaft des Urkundenſteuergeſetzes ausgeſtellt 
werden. 
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Sonſtige Nachrichten 


Verſendung von Sonderabdrucken des Reichszollblatts 
— Ohne weitere Mitteilung — 

Die Sonderabdrucke des Reichszollblatts 
Nr. 93 für 1936 (Gruppe I) 


ſind geliefert worden. 


Verlag des Reichsverlagsamts Berlin NW AO, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 


